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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

 
B e s c h l u s s  

 

 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Antragsteller  -
-  Beschwerdeführer  -

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis - Ausländerbehörde,
Neckarelzer Straße 5, 74821 Mosbach 
 

-  Antragsgegner  -
-  Beschwerdegegner  -

wegen Abschiebung; 
hier: vorläufiger Rechtsschutz 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Harms, die Richterin am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Thoren und den Richter am Verwaltungsgerichts-
hof Prof. Dr. Bergmann 
 
am 25. Oktober 2007 
 
beschlossen: 
 
Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der die Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes ablehnende Beschluss des Verwaltungsgerichts Karlsruhe 
vom 6. August 2007 - 10 K 1452/07 - geändert. Der Antragsgegner wird im 
Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, die Abschiebung des An-
tragstellers vorläufig auszusetzen. 
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Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen. 
 
Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.500,-- EUR festge-
setzt. 
 
 

Gründe 
 
Die fristgerecht eingelegte und begründete Beschwerde des Antragstellers 

gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 06.08.2007 ist 

zulässig. Die bei sachdienlicher Auslegung nur auf Verpflichtung des An-

tragsgegners gerichtete Beschwerde, die Abschiebung des Antragstellers vor-

läufig auszusetzen, hat Erfolg. Denn der Antragsteller hat sowohl das Vor-

liegen eines Anordnungsgrundes, - der Antragsgegner beabsichtigt, ihn abzu-

schieben -, als auch die Voraussetzungen eines Anordnungsanspruches 

glaubhaft gemacht (vgl. § 123 Abs. 1 und 3 VwGO, §§ 920, Abs. 2, 294 ZPO). 

Entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts geht der Senat bei der im 

Eilverfahren allein angezeigten und möglichen summarischen Prüfung der 

Sach- und Rechtslage davon aus, dass der seit 2003 geduldete Antragsteller 

auch weiterhin zumindest einen Anspruch auf Erteilung einer Duldung nach 

§ 60 a Abs. 2 Satz 1 AufenthG besitzt. Seine Abschiebung ist mit überwie-

gender Wahrscheinlichkeit aus rechtlichen Gründen unmöglich, weil der damit 

einhergehende Eingriff in sein Recht auf Achtung des Privatlebens nach Art. 8 

Abs. 1 EMRK nicht nach Art. 8 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt sein dürfte. Ob 

dem Antragsteller - deshalb - auch eine Aufenthaltserlaubnis aus familiären 

oder humanitären Gründen erteilt werden muss oder kann und ob insoweit im 

Lichte aufenthaltsrechtlicher Schutzwirkungen aus Art. 8 EMRK oder Art. 6 

GG trotz der Drogenproblematik auch von allgemeinen Erteilungsvorausset-

zungen nach § 5 AufenthG abgesehen werden muss (vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2 

AufenthG), kann im anhängigen Hauptsacheverfahren geklärt werden.  

 

Die beabsichtigte Abschiebung dürfte - jedenfalls - in den Schutzbereich des 

Rechts auf Achtung des Privatlebens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK eingreifen. 

Nachdem der 1981 geborene Antragsteller seit nunmehr rund 18 Jahren bei-

nahe ununterbrochen in Deutschland lebt und also hier seit seinem 

8. Lebensjahr aufgewachsen ist, erfolgreich die Schule besucht und eine 

Tischlerlehre absolviert hat und hernach bis zu seiner Inhaftierung als Tisch-
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lergeselle berufstätig war, er hier verheiratet ist und mit seiner türkischen E-

hefrau und der am 20.11.2005 geborenen Tochter zusammenlebt, in Sport-

vereinen aktiv ist und zudem nach den Angaben von Gefängnispfarrer D. vom 

15.05.2007 über außerordentlich gute deutsche Sprachkenntnisse verfügt, 

können die für die rechtliche Annahme eines im Bundesgebiet geführten Pri-

vatlebens erforderlichen Bindungen in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht 

kaum verneint werden. Wie sich hinreichend etwa aus den neueren Urteilen 

des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in den Sachen „Sisojeva I 

und II“ (EGMR, Urteile vom 16.06.2005 und 15.01.2007, EuGRZ 2006, 554 

und InfAuslR 2007, 140) sowie „Rodrigues da Silva und Hoogkamer“ (EGMR, 

Urteil vom 31.01.2006, EuGRZ 2006, 562) ergibt, kommt es im Rahmen des 

Schutzbereichs von Art. 8 Abs. 1 EMRK wohl nicht entscheidungserheblich 

darauf an, ob der Ausländer über einen zumindest vorübergehenden legalen 

Aufenthalt verfügte; der Schutzbereich dieses Menschenrechts dürfte viel-

mehr auch bei nur Geduldeten eröffnet sein können (vom Senat bisher offen 

gelassen, vgl. Beschluss vom 10.05.2006 - 11 S 2354/05 - VBlBW 2006, 438). 

Auch der schließlich mit einer Jugendstrafe von 10 Monaten bestrafte Ha-

schischhandel in den Jahren 2000 und 2001, dessentwegen der Antragsteller 

seit 09.01.2007 inhaftiert ist, sowie der spätere BtMG-Verstoß im Jahr 2005, 

bei dem die Staatsanwaltschaft Mosbach von Strafverfolgung absah, und 

auch der durch Drogenscreenings nachgewiesene Eigenkonsum von Canna-

bisprodukten in den Jahren 2003 bis 2006, stellen die gesellschaftlichen Bin-

dungen des Antragstellers im Bundesgebiet kaum ernsthaft in Frage. 

 

Ein Eingriff in den Schutzbereich von Art. 8 Abs. 1 EMRK dürfte zu bejahen 

sein, weil die hier asylverfahrensrechtlich begründete Ausreisepflicht durch-

gesetzt, d.h. der Aufenthalt des Antragstellers in Deutschland durch Abschie-

bung beendet werden soll. Zu Gunsten des Antragsgegners geht der Senat 

davon aus, dass dieser sowohl ein aus der Anordnung des Innenministeriums 

nach § 23 AufenthG vom 20.11.2006 (Az.: 4-1340/29; vgl. insbesondere 

Nr. 3.3) ermöglichtes Bleiberecht als auch die durch das Gesetz zur Umset-

zung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union vom 

19.07.2007 - AuslRÄndG 2007 (BGBl I S. 1970) - eingeführte Altfallregelung 

des § 104 a AufenthG (vgl. insbesondere Absatz 1 Satz 1 Nr. 6) geprüft und 
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im Hinblick auf die von dem Antragsteller im Bundesgebiet begangene und 

mit einer Jugendstrafe von 10 Monaten abgeurteilte vorsätzliche Straftat als 

nicht einschlägig angesehen hat, weswegen eine aufenthaltsrechtliche Lega-

lisierung seines Privatlebens im Bundesgebiet insoweit ausgeschlossen sein 

dürfte. 

 

Gleichwohl ergibt sich aus der Existenz der Bleiberechts- und Altfallregelun-

gen keine hier relevante Sperrwirkung. Vielmehr bleibt neben den dort gere-

gelten generalisierten Fallkonstellationen Raum für hiervon losgelöste Ein-

zelfallabwägungen, auch bei einer Entscheidung über das Vorliegen eines 

zwingenden Duldungsgrundes nach § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG i.V.m. 

Art. 8 EMRK (vgl. zu Aufenthaltstiteln BVerwG, Urteil vom 19.09.2000 - 1 C 

19.99 - BVerwGE 112, 63). Etwas anderes wäre gerade im Falle von Straftä-

tern mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte (vgl. die Nachweise in BVerfG, Beschluss vom 01.03.2004 - 2 BvR 

1570/03 - EuGRZ 2004, 317) nicht vereinbar. 

 

Der Eingriff in das geschützte Privatleben des Antragstellers dürfte im kon-

kreten Einzelfall im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht in einer demokrati-

schen Gesellschaft notwendig, weil unverhältnismäßig sein. Insoweit ist ins-

besondere das öffentliche Interesse an der Steuerung und Begrenzung des 

Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland (vgl. § 1 Abs. 1 

Satz 1 AufenthG) mit dem Interesse des Antragstellers an der Aufrechterhal-

tung seiner faktisch gewachsenen und von Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützten 

privaten Bindungen im Bundesgebiet abzuwägen. Dabei kommt es zunächst 

auf den jeweiligen Grad der „Verwurzelung“ an; je stärker der Betroffene im 

Aufenthaltsstaat integriert ist, desto schwerer müssen die öffentlichen Inte-

ressen wiegen (vgl. EGMR, Urteil vom 22.06.2006 - 59643/00 - „Kaftailova“). 

Weiter ist auf den Grad der „Entwurzelung“ abzustellen, d. h. auf die Möglich-

keit und Zumutbarkeit der Reintegration im Passstaat, insbesondere aufgrund 

der Vertrautheit mit den dortigen Verhältnissen und den dort lebenden und 

aufnahmebereiten Verwandten. Schließlich können im Rahmen der Schran-

kenprüfung sonstige Faktoren Berücksichtigung finden, etwa ob der Aufent-

halt des Betroffenen zumindest vorübergehend legal war und damit - i.S. einer 
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„Handreichung des Staates“ - schutzwürdiges Vertrauen auf ein Hierbleiben-

dürfen entwickelt werden konnte. 

 

Gemessen daran dürfte das Interesse des Antragstellers an der Aufrechter-

haltung seiner privaten Bindungen im Bundesgebiet, jedenfalls wenn das 

Drogenproblem nunmehr während der Haftzeit tatsächlich dauerhaft über-

wunden wurde, das öffentliche Interesse insbesondere an Steuerung und Be-

grenzung des Zuzugs von Ausländern voraussichtlich überwiegen. Aufgrund 

seines langjährigen Aufenthaltes im Bundesgebiet, des Schulbesuchs, der 

erfolgreichen Ausbildung und der anschließenden Berufstätigkeit ist von einer 

weitreichenden „Verwurzelung“ des Antragstellers in Deutschland auszuge-

hen. Nachdem der Antragsteller nach Aktenlage in den letzten 18 Jahren 

nicht mehr in der Türkei gewesen ist, dort keine nahen Verwandten hat, diese 

vielmehr alle in Deutschland leben, und er die türkische Sprache offenbar nur 

mündlich beherrscht, kann wohl auch hinsichtlich der gesellschaftlichen Ver-

hältnisse im Passstaat Türkei eine weitreichende „Entwurzelung“ angenom-

men werden. Dass der Aufenthalt des Antragstellers aufgrund Asylanerken-

nung in den Jahren 1992 bis 1995 vorübergehend legal war, dürfte dagegen 

nicht zu seinen Gunsten zu berücksichtigen sein, weil diese Asylanerkennung 

aufgrund falscher Angaben seiner Eltern zurückgenommen worden ist. Zu 

Gunsten des Antragstellers kann jedoch berücksichtigt werden, dass er für die 

Zeit nach der Entlassung aus der Strafhaft wieder einen Arbeitsplatz in Aus-

sicht hat und insbesondere während der Haftzeit offenbar einen Prozess der 

Läuterung durchlief. Die Bewährungshelferin S. schildert in ihrem Bericht vom 

06.04.2006, dass der Antragsteller in der Lage sein sollte, insbesondere mit 

Hilfe von Suchtberatungsstellen sein Drogenproblem in den Griff zu bekom-

men. Die Gemeinderätin Dr. W. erläutert in ihrem Schreiben vom 08.05.2007, 

dass er die Haftzeit als - gewissermaßen letzte - Chance begriffen habe und 

sein Leben ändern wolle. Gefängnispfarrer D. geht in seiner Stellungnahme 

vom 15.05.2007 ebenfalls davon aus, dass der Antragsteller nunmehr gelernt 

hat, sein bisheriges Fehlverhalten zu korrigieren und ein Leben ohne Sucht-

mittel zu bestehen. Der Drogenverein Mannheim schließlich bestätigte unter 

dem 16.05.2007, dass sich der Antragsteller in Beratung begeben habe und 

intensiv mit dem bisherigen Drogenkonsum auseinander setzt sowie an einer 
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Verhaltensänderung arbeitet. Vor diesem Hintergrund sowie der skizzierten 

konkreten Verwurzelungs- und Entwurzelungssituation erscheint der mit der 

Abschiebung verbundene Eingriff in den Schutzbereich von Art. 8 Abs. 1 

EMRK in der Gesamtabwägung derzeit unverhältnismäßig. Hierfür spricht zu-

dem, dass der Antragsteller nach Abschiebung keine realistische Möglichkeit 

haben könnte, in absehbarer Zeit legal wieder in das Bundesgebiet einzurei-

sen. Die für sein Privatleben konstitutiven Beziehungen könnten bei Abschie-

bung mithin gegebenenfalls irreparabel beschädigt werden (vgl. BVerfG, Be-

schluss vom 10.05.2007 - 2 BvR 304/07 - ZAR 2007, 243). 

 

Sollte sich nach der Haftentlassung allerdings erweisen, dass der Antragstel-

ler entgegen der momentan begründeten Erwartung des Senats tatsächlich 

doch keine weiterhin anhaltenden und ernsthaften Anstrengungen zur Über-

windung seiner Drogenproblematik unternimmt oder sollte sich der An-

tragsteller weigern, seine Anstrengungen in dieser Hinsicht gegenüber den 

Ausländerbehörden in geeigneter Weise, etwa durch regelmäßige Vorlage von 

Bescheinigungen der Drogenberatung oder anderer sachkundiger Stellen 

nachzuweisen, könnte diesem für die Abwägung nach Art. 8 Abs. 2 EMRK 

wesentlichen Umstand im Rahmen eines Abänderungsverfahrens analog § 80 

Abs. 7 VwGO Rechnung getragen werden. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf den §§ 63 Abs. 2 Satz 1, 47 Abs. 1 

Satz 1, 52 Abs. 1 und 2, 53 Abs. 3 Nr. 1 GKG.  

 

Der Beschluss ist unanfechtbar. 

 

 

Harms    Dr. Thoren       Prof. Dr. Bergmann 

 


